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Aus- und Weiterbildung zum Umweltassistenten 


Vorbemerkung 

Umweltschutz ist eine Aufgabe, die sich in allen Tätigkeitsfeldern 
und Lebensbereichen stellt. Auch und gerade in der beruflichen 
Bildung kommt der Umweltthematik eine bedeutende Rolle zu. 
Eine größere Sensibilität für die Belange des Umweltschutzes, 
aber auch normative Festsetzungen verlangen zunehmend eine 
Umorientierung bestehender Aufgaben- und Verhaltensstruk- 
turen und die Berücksichtigung des Umweltschutzes auf den 
verschiedenen Ebenen auch bei der Erstellung von Waren und 
Dienstleistungen. 

Die immer komplexer werdenden Aufgaben des Umweltschutzes 
erfordern geeignet vorgebildete Fachkräfte. 

Umweltschutzrelevante Fertigkeiten und Kenntnisse sind nicht 
isoliert zu betrachten. Sie müssen mit einschlägigen fachlichen 
Inhalten des jeweiligen Aus- und Fortbildungsganges vermittelt 
werden, so daß sie integraler Bestandteil von Grund- und Fachbil- 
dung sind. Mit diesem integrativen Ansatz zur Einbeziehung der 
Umweltthematik in Aus- und Fortbildungsordnungen werden im 
Hinblick auf den Umweltschutz berufsbezogen Lerneffizienz und 
Handlungskompetenz erreicht. Die Schaffung spezieller Umwelt- 
schutzberufe ist die Ausnahme. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministers für Bildung und Wissen- 
schaft vom 25. November 1992 in Abstimmung mit den Bundesministern für Arbeit und Sozialordnung sowie 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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In einigen Ländern wird eine Fachschulausbildung (als Erstausbil- 
dung) zum umweltschutztechnischen bzw. umwelttechnischen 
Assistenten angeboten. 

Der Umweltassistent ist kein nach dem Berufsbildungsgesetz 
anerkannter Ausbildungberuf. Die Qualifizierung zum Umwelt- 
assistenten wird von Bildungsträgern mit unterschiedlichen Lehr- 
inhalten angeboten. 

Einige Industrie- und Handelskammern (vgl. Antwort zur Frage 5) 
haben besondere Rechtsvorschriften nach § 46 Abs. 1 Berufsbil- 
dungsgesetz für die Fortbildungsprüfung zum Umweitschutzassi- 
stenten erlassen. Diese sind offensichtlich primär Gegenstand der 
weiteren Fragen. 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Weiterbildung zum Umwelt- 
assistenten hinsichtlich der Verbesserung der Berufsaussichten spe- 
ziell für Facharbeiter? 


Über die fachlichen Qualifikationen hinausgehende umweltrele- 
vante Befähigungen gehören zunehmend zu den Anforderungs- 
profilen von Arbeitsplätzen. Die Weiterbildung zum Umwelt- 
schutzassistenten ist daher grundsätzlich geeignet, die Berufsaus- 
sichten von Facharbeitern zu verbessern. 


2. Sieht die Bundesregierung in der Umschulung von arbeitslosen 
Facharbeitern zum Umweltassistenten eine Perspektive zum Abbau 
der Arbeitslosigkeit und zur Verbesserung des Umweltschutzes? 


Die Weiterqualifizierung von arbeitslosen Facharbeitern zu Um- 
welt (schütz) -Assistenten kann im Einzelfall zur Beendigung von 
Arbeitslosigkeit und zu begrenzten Verbesserungen beim Um- 
weltschutz führen. Eine generelle Aussage ist jedoch im Hinblick 
auf die sehr unterschiedlichen jeweiligen örtlichen und regio- 
nalen Verhältnisse nicht möglich. 


3. Welche Förderprogramme gibt es hierfür? 

Die Förderung der Umschulung zum Umweltschutzassistenten 
kann auf der Grundlage des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) 
erfolgen. 

Über die Einzelheiten einer individuellen Förderung berät das 
Arbeitsamt. 


4. Gibt es ein definiertes Berufsbild des Umweltassistenten? 

Wenn ja, welche Ausbildungsabschlüsse gibt es oder sind vorge- 
sehen, und wie ist der Stellenwert des Umweltassistenten im Ver- 
gleich zum Umwelttechniker und -ingenieur einzuschätzen? 


Die Fortbildung zum Umweltschutzassistenten soll zur Wahrneh- 
mung von Belangen des Umweltschutzes in mittleren gewerblich- 
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technischen Betrieben befähigen. Auch Überwachungsaufgaben 
im kommunalen Dienst kommen in Betracht. Prüfungszulassungs- 
voraussetzungen sind eine abgeschlossene Ausbildung in einem 
technischen Berufsfeld und eine einschlägige Berufspraxis. 

Auch der Umweltschutztechniker ist ein Weiterbildungsberuf, 
allerdings auf Fachschulebene. Zugangsvoraussetzungen und 
Ausbildungsinhalte sind in den einzelnen Bundesländern unter- 
schiedlich geregelt. Die Ausbildung befähigt, die Aufgaben der 
Betriebsbeauftragten für die einzelnen Umweltschutzbereiche in 
der gewerblichen Wirtschaft wahrzunehmen. Aber auch bei Fach- 
behörden, z. B. für die Überwachungsaufgaben, und in Ingenieur- 
büros und Industrieunternehmen gibt es Tätigkeitsfelder. 

Zum Umweltschutzassistenten gibt es in den Ausbildungsinhalten 
viele Gemeinsamkeiten und auch eine Konkurrenzsituation auf 
dem Arbeitsmarkt. 

Während diese beiden Weiterbildungsgänge auf Erstausbildung 
und Berufserfahrung aufbauen, setzt das Studium zum Umwelt- 
ingenieur die Hochschulreife voraus. Meist wird der Ingenieur mit 
anspruchsvolleren und konzeptionellen Aufgaben betraut. Die 
konkreten Einsatzfelder hängen auch von der Fachrichtung des 
Ingenieurs ab. Der Umweltschutzingenieur ist u. a. auch für die 
Tätigkeit eines Betriebsbeauftragten für den Umweltschutz quali- 
fiziert. 


5. Gibt es bereits bei den Industrie- und Handelskammern anerkannte 
Abschlüsse bzw, hält die Bundesregierung diese für erstrebenswert? 


Die Industrie- und Handelskammern Flensburg, Schwerin und 
Halle haben auf der Grundlage des § 46 Abs. 1 Berufsbildungs- 
gesetz besondere Rechtsvorschriften für die Fortbildungsprüfung 
zum Umweltschutzassistenten erlassen. Derartige, auf den Be- 
reich einer Kammer beschränkte Regelungen für Fortbildungs- 
prüfungen sind ein bewährtes Instrument, regionalem Qualifizie- 
rungsbedarf Rechnung zu tragen und zugleich den Beschäftigten 
eine verbesserte Bildungs- und Berufsperspektive zu geben. 


6. Bilden Industrie- und Handelskammern Umweltassistenten aych für 
den Einsatz in Verbänden, Kommunen und Behörden aus? 

Wenn nein, weshalb nicht? 


Die genannten Regelungen sind so gestaltet, daß die Absolventen 
der Weiterbildung nicht nur für den Einsatz in gewerblich-tech- 
nischen Betrieben qualifiziert werden, sondern auch Aufgaben 
des Umweltschutzes in Verbänden, Kommunen und Behörden 
ausüben können. 


7. Wie hoch wird der Bedarf an Umweltassistenten in den einzelnen 
Bundesländern eingeschätzt? 
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Über den Bedarf an Umweltschutzassistenten in den einzelnen 
Ländern lassen sich keine Angaben machen. Für eine Kategorien- 
bildung sind die Arbeitsplatzanforderungen im Bereich des Um- 
weltschutzes zu heterogen. Zu bedenken ist hierbei auch, daß es 
sich nur um eine Teilqualifikation handelt. Nach Aussage der IHK 
Flensburg ist der Arbeitsmarkt in Schleswig-Holstein aufnahme- 
fähig für jährlich ca. 20 Absolventen der Fortbildung zum Um- 
weltschutzassistenten. 

In den neuen Ländern haben nach den dem Bundesministerium 
für Bildung und Wissenschaft erteilten Auskünften private Bil- 
dungsträger auf die Prüfung zum Umweltschutzassistenten vorbe- 
reitet, ohne die nur sehr begrenzte Aufnahmefähigkeit des jewei- 
ligen regionalen Arbeitsmarktes für Umweltschutzassistenten 
hinreichend in Rechnung zu stellen. 


8. Warum wird vom Bildungsträger eines solchen Ausbildungsganges 
der Nachweis der arbeitsmarktpolitischen Wirksamkeit der Maß- 
nahme verlangt? 

Ist dieser Nachweis nicht eher eine Aufgabe für die Arbeitsämter? 


Es ist selbstverständlich, daß Bildungsträger den Erfolg ihrer Bil- 
dungsmaßnahme im eigenen Interesse beobachten, weil insbe- 
sondere Unterrichtsinhalte laufend auf ihre arbeitsmarktliche 
Relevanz hin aktualisiert werden müssen. Die Zweckmäßigkeit 
von Bildungsmaßnahmen, deren Teilnehmer alsbald in eine Be- 
schäftigung einmünden, wird deshalb auch von den Arbeitsäm- 
tern besonders hoch eingeschätzt. Die förderungsrechtliche Ent- 
scheidung über die arbeitsmarktliche Zweckmäßigkeit wird dabei 
nach wie vor vom Arbeitsamt getroffen. Eine Aufgabenverlage- 
rung auf den Bildungsträger ist damit nicht verbunden. 
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